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ten Politik der „nationalen Präferenz“, d. h. mit der systemati-
schen Diskriminierung migrantischer Bevölkerung, verbinden die-
se Wähler die Hoffnung auf eine Besserung ihrer Situation.

Parlamentsarbeit

Die NPD ist in den beiden Landtagen in Mecklenburg-Vor-
pommern und Sachsen mit 6 bzw. 8 Abgeordneten vertreten;
darüber hinaus hält sie etwa 180 Mandate auf kommunaler Ebe-
ne. Zwar hat die Partei in Sachsen vier ihrer ursprünglich zwölf
Abgeordneten verloren, dennoch nehmen beide Fraktionen in-
tensiv am parlamentarischen Geschehen teil. Sie nutzen die Rede-
zeit, formulieren Anträge und Anfragen und produzieren
Informationsmaterial in erheblichem Umfang, das u. a. über
Wahlkreisbüros der Abgeordneten sowie im Rahmen von Veran-
staltungen vertrieben wird und über das Internet abrufbar ist. Die
Arbeit in den Landtagen orientiert sich an vier Zielsetzungen:

Erstens geht es um den Zugang zu Informationen über landes-
politisch relevante Vorgänge;

zweitens geht es um die Skandalisierung von politischen Vor-
gängen, die dem neonazistischen Weltbild der NPD widerspre-
chen;

drittens geht es darum, sich in Parlamentsdebatten und Geset-
zesentwürfen als politischen Akteur zu präsentieren, der konkre-
te Lösungen für die Probleme der Bevölkerung anzubieten hat;
und

viertens wird das Parlament genutzt, um gezielt politisch zu
provozieren. Hierzu zählte etwa die Rede des NPD-Abgeordne-
ten Jürgen W. Gansel vom 21. Januar 2005, in der er anlässlich
einer Schweigeminute für alle Opfer des Nationalsozialismus er-
klärte, die Bombardierung deutscher Städte durch die Luftangriffe
der Alliierten sei ein „Bomben-Holocaust“ gewesen. Diese Pro-
vokationen spiegeln nicht nur die Weltanschauung der extremen
Rechten wider, sondern sollen auch der NPD-Anhängerschaft sig-
nalisieren, dass sich die NPD-Fraktion vom „bürgerlichen
Parlamentsbetrieb“ nicht mäßigen lässt.

Der Gewinnung von Mandaten auf der kommunalen Ebene
hat die NPD in den letzten Jahren verstärkt Beachtung geschenkt,
da sie darin ein wichtiges Indiz lokaler politischer Verankerung
und damit eine Voraussetzung für Wahlerfolge auf der Landes-
und Bundesebene sieht. Zur Unterstützung ihrer Mandatsträger
hat sie im Juni 2003 die Kommunalpolitische Vereinigung (KVP)
gegründet, die die Erfahrungen aus der kommunalpolitischen
Tätigkeit der NPD systematisch auswerten und die Ergebnisse
den NPD-Abgeordneten zur Verfügung stellen will. Zum Ange-
bot gehört auch die Schulung im Umgang mit den jeweiligen
Kommunalverfassungen und Geschäftsordnungen.

Gleichwohl ist das Auftreten der NPD in den kommunalen
Parlamenten sehr unterschiedlich – abhängig vom (politischen)
Selbstbewusstsein, der kommunalpolitischen Erfahrung, den or-
ganisatorischen und rhetorischen Fähigkeiten sowie von der Zahl
ihrer Mandatsträger. Wo nur ein Abgeordneter der NPD im
Kommunalparlament sitzt, ist das Auftreten meist zurückhaltend
und das Stimmverhalten orientiert sich nicht immer strikt an der
Parteilinie. Sobald es sich bei dem Abgeordneten jedoch um ei-
nen exponierten Aktivisten der Partei handelt oder um eine Grup-
pe von zwei oder mehr Personen, wird das Auftreten offensiver
und aggressiver, das Stimmverhalten dogmatischer und die Mit-
tel Redebeiträge, Anfragen und Anträge werden mannigfach ein-
gesetzt.

Für die NPD ist die parlamentarische Tätigkeit insbesondere
als Propagandamöglichkeit von Bedeutung; hier kann sie ihre
völkisch-nationalistischen und antisemitischen Standpunkte in

Parlamentsdebatten, Anhörungen und Aktuellen Stunden plat-
zieren und versuchen, eigenständige politische Akzente zu set-
zen. Dabei sucht sie gelegentlich den unmittelbaren Kontakt zu
den von politischen Entscheidungen Betroffenen und mobilisier-
te beispielsweise zu einer Plenardebatte im sächsischen Landtag
über die drohende Schließung eines Textilwerkes Teile der Be-
legschaft.

NPD zwischen Parlament und Straße

Der NPD-Führung ist sich durchaus bewusst, dass sie den poli-
tischen Einfluss der Partei dauerhaft nur stabilisieren bzw. aus-
bauen kann, wenn es ihr gelingt, über das bisher erreichte Klien-
tel hinaus politische Unterstützung und Mitwirkung sowie – bei
Wahlen – Stimmen zu gewinnen. Nach dem schlechten Abschnei-
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den der Partei bei den Landtagswahlen in
Niedersachsen und Hessen Anfang 2008
setzt die Partei nun vor allem auf die Wah-
len im Saarland und – nach einer denkba-
ren Einigung mit der DVU – auf Thürin-
gen. In Brandenburg und Sachsen streben
DVU und NPD den Wiedereinzug in den
Landtag an. In Sachsen konnte die NPD
im Juni 2008 die Zahl ihrer Kreistags-
mandate gegenüber der Wahl 2004 von 13
auf 46 erhöhen und erzielte landesweit 5,1
% der Stimmen. Hier deutet sich eine po-
litische Verankerung vor Ort an, die die
NPD als Bestätigung ihrer Arbeit interpre-
tiert.

Wie der wiedergewählte Parteivor-
sitzende Voigt in seiner Rede beim Partei-
tag in Bamberg implizit deutlich machte,
hat man sich von der Erwartung, bereits
im nächsten Jahr in den Bundestag einzie-
hen zu können, verabschiedet. Statt dessen
wird nun nach den genannten Landtags-
wahlen die Wahl zum Berliner Abgeord-
netenhaus 2011 als weiteres Etappenziel
formuliert, um von dort aus auch den
„Sturm auf die Länderparlamente in
Westdeutschland, die Bundes- und
Europaebene“ zu beginnen.

Thematisch wird die NPD ihre Politik
der „Nationalisierung der sozialen Frage“,
d. h. die Umdeutung sozialer Problemlagen
im völkischen und antisemitischen Sinne,
fortsetzen und sich dabei auf Bundeslän-
der mit ökonomischen Strukturproblemen
konzentrieren. In zahlreichen Beiträgen in
der Parteizeitung hat insbesondere der
NPD-Landtagsabgeordnete Jürgen Gansel
entsprechende Argumentationslinien ent-
wickelt, die es der NPD erlauben sollen,
an den Alltagserfahrungen anzusetzen und
die Befürchtungen vor Arbeitslosigkeit
und sozialem Abstieg für eine Politik der
Ausgrenzung anderer Bevölkerungs-
gruppen zu instrumentalisieren. Hierbei
spekuliert die NPD auf jene etwa dreizehn
Prozent der Bevölkerung, die nach ver-
schiedenen sozialwissenschaftlichen Unter-
suchungen ein extrem rechtes Weltbild
haben sowie auf eine – noch erheblich grö-
ßere – Gruppe, die im Falle von Arbeits-
platzknappheit in der Ausweisung von
Arbeitsmigranten die Lösung des Pro-
blems sieht.

Die NPD setzt politisch auf eine Vertie-
fung der ökonomischen und sozialen Kri-
se und die hierdurch hervorgerufenen
Verunsicherungen. So hieß es im Frühjahr
2003 in der Parteizeitung: „Nur eine radi-
kale Verschärfung der Systemkrise bietet
die Chance zur Überwindung eben dieses
Systems, nur eine Zuspitzung der System-
krise führt zu dem ersehnten Umschlag-
punkt in eine neue, eine deutsche Ordnung,

(...) nur die Not als Lehrmeisterin ver-
dummter Massen kann die Volksgemein-
schaft als Mangel- und Solidargemein-
schaft wieder auferstehen lassen.“

Die NPD sieht insbesondere in den ost-
deutschen Bundesländern zunächst die
besten Chancen, ihren Einfluss auszuwei-
ten. Diese Erwartung stützt sich auf drei

Gesichtspunkte: Erstens sei nachkriegs-
geschichtlich die DDR-Gesellschaft „deut-
scher“ geblieben als die in Westdeutsch-
land. Dort habe es unter dem Einfluss
insbesondere der USA eine weitreichen-
de Demokratisierung und Verwestlichung
gegeben; in der DDR hingegen habe die
„Sowjetisierung“ nie die Köpfe der Men-
schen erreicht. Auch hätten in der DDR
Elemente eines preußischen Selbstver-
ständnisses, etwa als Arbeitsethos, einen an-
gestammten Platz in der Gesellschaft ge-
habt. Zweitens sei die ökonomische und
soziale Krisenlage im Osten Deutschlands
signifikant größer als in den westdeutschen
Bundesländern, auch wenn es selbstver-
ständlich dort ebenfalls Krisenregionen mit

stabil hoher Arbeitslosigkeit und sozialen
Verelendungstendenzen gibt. Unter Aus-
nutzung der daraus resultierenden Enttäu-
schung, Frustration und Politikverdros-
senheit will sich die NPD zunächst als Pro-
test-, dann als Programmpartei etablieren.
Drittens sieht sich die Partei nach den
Wahlerfolgen in zwei ostdeutschen Bun-

desländern dort organisatorisch am besten
aufgestellt.

In der Verfolgung dieser strategischen
Ausrichtung ist die NPD darauf angewie-
sen, dass es zu keinen all zu großen Ver-
werfungen mit der DVU bzw. dem nicht
parteiförmig organisierten Neonazismus
kommt. Hinsichtlich der DVU, die unter
der Führung des inzwischen 75-jährigen
Münchner Verlegers Gerhard Frey nur
über eine äußerst knappe Personaldecke,
dafür jedoch über erhebliche finanzielle
Ressourcen verfüget, mag mancher in der
NPD bereits auf dessen Ableben und eine
anschließende Übernahme der Partei spe-
kulieren.

Setzt die NPD im Zusammenhang mit
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Rechts marschiert (6.10.2007 in Königs Wusterhausen bei Berlin)        Foto: Bernd Settnik, dpa
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den Ressourcen insbesondere der Land-
tagsfraktionen die Entwicklung konkreter
politischer Programme unterschiedlicher
Reichweite sowie den Aufbau eigener
Strukturen fort, so muss sie zugleich der
„Politik der Straße“ Aufmerksamkeit wid-
men. Mit dieser sollen jene aktivistischen
Teile der neonazistischen Szene eingebun-
den werden, die sich als „kämpfende
Avantgarde“ für ein völkisches Deutsch-
land verstehen und sich – wahlweise – auf
die SA oder die SS als historische Vorbil-
der beziehen. Was als „Weltanschauung der

Tat“ in Form von Aufmärschen, Propa-
gandaaktionen oder Gewalttaten gegen
den politischen Gegner oder migrantische
Bevölkerung zum Ausdruck kommt, bedarf
aus Sicht der Mehrheit des NPD-Vorstan-
des aber einer verstärkten Kontrolle. Dies
wurde zuletzt am 1. Mai in Hamburg sinn-
fällig, als einige Hundert so genannte „Au-
tonome Nationalisten“ nicht nur die ge-
waltsame Auseinandersetzung mit Gegen-
demonstranten, sondern auch mit der Po-
lizei suchten. Solche „Autonome Nationa-
listen“ kopieren weitgehend Elemente aus
dem öffentlichen Auftreten und der Insze-
nierung linksradikaler Gruppen, indem
deren Symbole übernommen und in leicht
veränderter Form verwandt werden.

Bereits in den letzten Jahren gab es zwi-
schen dem NPD-Parteivorstand und Ver-
tretern der „Autonomen Nationalisten“
heftige Kontroversen über die Art des öf-
fentlichen Auftretens; allerdings hat die
NPD ihre Ab- und Ausgrenzungsbe-
schlüsse bisher immer wieder relativiert,

nachdem vom Gegenüber mit der Auf-
kündigung der Zusammenarbeit gedroht
worden war. Und mit dem Hamburger
NPD-Vorsitzenden Jürgen Rieger ist in
Bamberg ein Vertreter und Vertrauter der
gewaltbereiten Neonazi-Szene in eine der
drei Positionen des stellvertretenden
Bundesvorsitzenden aufgerückt.

Dieses Spannungsfeld zwischen eher
legalistisch auftretenden NPD-Vertretern
und der zunehmend organisiert auftreten-
den Strömung innerhalb des Neonazismus,
die die offene Konfrontation auch mit der

Polizei sucht, wird die NPD noch beschäf-
tigen. Es mag in der Zukunft auch für wei-
tere innerparteiliche Kontroversen sorgen
und hier und da die Erfolgsaussichten für
das Verbot eines neonazistischen Aufmar-
sches tangieren, andererseits steht diese
Strömung hinsichtlich ihrer politischen
Positionen der NPD sehr nahe.

Auf dem Bamberger Parteitag ist zudem
mit der Linkspartei der Gegner benannt
worden, der nun verstärkt angegriffen wer-
den soll. Die NPD begreift dies insofern
als eine wichtige Aufgabe, weil sie davon
ausgeht, dass ein Teil ihres Wähler-
potenzials von der Linkspartei angespro-
chen und gebunden wird. Auch wenn sich
Antikapitalismus und Kapitalismuskritik
der extremen Rechten und der Linkspar-
tei programmatisch und handlungslogisch
unterscheiden, so zeigen nicht zuletzt die
Wählerbewegungen, dass für politisch Un-
zufriedene, demokratischen Prozessen
skeptisch Gegenüberstehende und autori-
tär Formierte die NPD angesichts von

Krisenerfahrungen eine Wahloption ist.
Mit der Orientierung auf die Linkspartei
als Gegner wird die NPD ihre Selbst-
inszenierung als „sozialer Kümmerer“ in-
tensivieren; vermutlich werden aber auch
gewaltsame Angriffe auf Einrichtungen
und Personen der Linkspartei zunehmen,
um Einschüchterungseffekte zu erzielen.

Die kommenden 18 Monate werden für
die Entwicklung der NPD und damit für
die extreme Rechte in Deutschland
insgesamt bedeutsam sein. Bleibt der Par-

tei der Einzug in weitere Landtage ver-
wehrt, so bricht die Dynamik und es wird
zu einer Intensivierung der internen Kon-
troversen kommen. Gelingt die Eroberung
von Mandaten, so wird dies das neona-
zistische Spektrum mit neuem Selbstbe-
wusstsein und mit zusätzlichen finanziel-
len Ressourcen ausstatten. Da die NPD
auch auf Faktoren wie soziale Ängste und
Abstiegsbefürchtungen sowie den Glaub-
würdigkeitsverlust der etablierten Politik
spekuliert, die nicht kurzfristig aus der Welt
zu schaffen sind, und sozialwissenschaft-
liche Untersuchungen wiederholt ein ent-
sprechendes Einstellungspotenzial in
Deutschland festgestellt haben, liegen zahl-
reiche An- und Warnzeichen für die dau-
erhafte parlamentarische und außerparla-
mentarische Etablierung der NPD als
derzeit handlungsfähigstem politischen
Akteur der extremen Rechten in Deutsch-
land vor.

Fabian Virchow &
Christian Dornbusch
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und Links protestiert (1. Mai2008 in Nürnberg) – die Polizei hat das Ganze abzusichern.              Foto: Daniel Karmann, dpa


